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Extrablatt zumBeobachter Nr. 49.
Oldenburg, den 19. Juni 1849.

der heutigen Synodalvcrsammlung überreichten die Rcgierungsbevollmächtigtcnnachstehende schriftliche
Mitthcilung:

//Durch den am 16. d. M. gefaßten Beschluß der Synode, nach welchem dieselbe ohne Weiteres
«das von ihr zu beschließende Verfassungsgesetz zur Geltung bringen, eine obere Kirchenbchörde
»an die Stelle der gegenwärtigen einsetzen und durch diese die Verfassung verkünden lassen wird,
//finden sich die Grvßherzoglichen Bevollmächtigten zu der Erklärung veranlaßt, daß sie nicht
//glauben, cs könne und werde ein solches Verfahren der Absicht Sr . Königl. Hoheit des Groß-
z/herzogs entsprechen und für zulässig erachtet werden, indem durch die Verordnung vom
»31. Januar d. Z. die Synode nur //zur Berathung und Bcschlußnahme über die künftige
//Verfassungder evangelischen Kirche im Hcrzygthum Oldenburg" berufen ist, die nach der
//Vollendung dieses Geschäfts, zur Erreichung deS Zwecks jener Berufung, dem zeitigen Kirchen-
z/regimente zustehenden weiteren Verfügungen derselben nichr überlassen sind, auch der Art. 82.
,/des später erlassenen Staatsgrundgesctzes entgcgenstehcn würde.

//Sodann erklären die Unterzeichneten auf das unterm 16. d. M. an sie gestellte Ersuchen,
»in Betreff der Auseinandersetzung des Staates und der Kirche wegen der VcrmögenSverhältnisse,
//daß sie gerne bereit sind, dem Wunsche der Synode zu entsprechen, auch nicht bezweifeln, daß
„die Staatsregierung die Regulirung möglichst fördern werde, indem die Feststellung derjenigen
//Verpflichtungen und Ausgaben, welche mit dem Uebergange der kirchlichen Verwaltung auf
//Neue Organe, und nach einer Trennung der Kassen der Kirche zu verbleiben haben, doch
//gewonnen sein muß, bevor die gegenwärtige Verbindung deö Staats und der Kirche gelöst
//oder modiflcirt werden kann, zumal da diese Ausgaben größtentheils in vierteljährigen Zahlungen
»bestehen, die nicht aufzuschiebcnsind."

Die Synode beschloß sofort auf Antrag dcr Abg. Kloster, Wibel und Böckelll., ihre anderen auf der
Tagesordnung stehenden Bcrathungen abzubrcchcn und über die so eben empfangene Mittheilung in die
Abtheilungen zu gehen. Der Präsident schloß die Sitzung 10'/.̂ llhr Morgens.
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Ein Bolksblatt.
Wöchentlich erscheinen zwei Nummern in V, Bogen. Der Vorausbezahlungspreis ist für auswärtigeAbonnenten, einschließlich

des Oldenburgischen Postporto's, vierteljährlich 36 Gr.; für die Abonnentender Stadt Oldenburg 34 Gr. frei ins Haus.

VI. MfAclliK. Freitag, den 22. Juni 1849. 50.
" . " . . - ^

Die Durchführung der Reichsverfaffung
vom 18 . Marz.

Unter dieser Ueberschrist enthält die erste Nummer
der von Herrn Rüder  wieder herausgegcbenen„Neuen
Blätter für Stadt und Land" (Nr. 45. vom 6. d. M.)
einen merkwürdigenArtikel, der, in Betracht der bis¬
herigen Wirksamkeitdes Herrn Herausgebers, als Ver¬
treters des Herzogthums bei der National-Versammlung,
nicht mit Stillschweigenhingenommcnwerden darf.

Es wird uns nämlich zunächst erzählt, die Verfas¬
sung sei aus schwerenPartheikämpfen hcrvorgegangen.
Als Parthcien werden genannt:

1) und 2) eine österreichischeund römisch-katholische,
welche den Abschluß eines Verfassungswerksganz zu
verhindern gesucht;

eine dritte habe von einer starken Reichsgewalt eine
zu große Beeinträchtigung der Einzelstaaten befürchtet
(von der Thätigkcit derselben wird nicht gesprochen) ;
4) die Anhänger der Republik haben sich jeder con-

stitutioncll-monarchischen Vcrfassungssormwidersetzt.
In wie weit diese Schilderung getreu und erschöpfend

ist, mag dahin gestellt bleiben. Wenn dann aber fort¬
gefahren wird:

„Aller dieser Gegenwirkungen ungeachtet hat die
conservativgcsinnteMehrheit der National-Versamm¬
lung das endliche Zustandekommeneiner Reichsver¬
fassung auf constitutionellcrGrundlage und mit mo¬
narchischer Spitze durchgesetzt";

so scheint es, als ob diese conservativgcsinnteMehrheit,
gegen jene widerstrebende Partheien, die Reichsverfaffung
durchgesetzt habe. Da wäre denn das Vaterland diesen
patriotischen Kämpfern zu großer Dankbarkeit verpflichtet.
Jedoch so verhält sich die Sache nicht. Lesen wir
weiter:

„in dieser Verfassunghaben zuletzt viele auscinander-
gchende Meinungen sich zusammcngcfundcnund um
sie überhaupt zu Stande bringen zu können, haben
fast alle Mitglieder der Versammlung persönliche An¬
sichten gegenseitig zum Opfer gebracht".

Was bleibt, fragen wir, hiernach übrig von dem
Durchsetzen  dcrRcichsverfassungdurch die conscrvativ-
gesinnte Mehrheit, aller Gegenwirkungen unge¬
achtet?  Nichts, gar nichts; nicht einmal das Verdienst
der Bekehrung der widerstreitenden Ansichten. Den»
um überhaupt eine Reichsverfassungzu Stande bringen
zu können, hat auch die Minderheit Ansichten zum
Opfer gebracht.  Wie also ist die Ncichsvcrfassung
zu Stande gekommen? Durch ein patriotisches
Zusammenwirken der Mehrzahl aller Mit¬
glieder der National -Versammlung.

Wozu dann aber eine Darstellung, die leicht miß¬
verstandenwerden kann, die jedenfalls logisch unrichtig
ist?

Doch, das ist das Geringste. Hören wir den Ver¬
fasser über die Rcchtm äßigkcit  der Entstehung der
Reichsverfaffung!

„Man hegte die Erwartung, daß die widerstrebenden
Regierungen, und die preußische voran, bei einer fort¬
dauernd besonnenen Haltung der National-Versamm¬
lung und der sic unterstützendenMehrheit des Volks,
einsehen werde, daß nicht eitler„Souvcrainitätsschwin-
del" , sondern nur die Uebcrzeugung, daß der Weg
der Vereinbarung mit allen Regierungen(und formell
waren alle gleich berechtigt) gar nicht oder doch zu
spät zum Ziele führen könne, die Versammlungbe¬
stimmt habe, die Stellung cinzunchmen, in der sie
sich die Bcfugnißbeilegte, die Verfassung schließlich
festzustellen, zu verkünden und nun auch für die Durch¬
führung thätig zu werden".
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